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1. Der Neue Beschäftigungsbonus  

Aktuell wurden nun die Richtlinien für den „Be-
schäftigungsbonus“ doch noch rasch vor dem 
Sommer beschlossen. Der Beschäftigungsbo-
nus kann grundsätzlich von allen Unternehmen, 
unabhängig von der Branche und der Unter-
nehmensgröße, beantragt werden, wenn der 
Unternehmenssitz oder eine Betriebsstätte in 
Österreich liegt und zusätzliche Arbeitsplätze 
in Österreich geschaffen werden. Staatliche 
Unternehmen sind von der Förderung ausge-
schlossen, außer sie stehen mit anderen am 
Markt tätigen Unternehmen im Wettbewerb und 
üben keine Aufgaben der Hoheitsverwaltung 
aus. 

Der Beschäftigungsbonus wird für zusätzliche 
vollversicherungspflichtige Beschäftigungsver-
hältnisse gewährt, wenn folgende Personen 
eingestellt werden: 

• beim AMS als arbeitslos gemeldete 
Personen, 

• Bildungsabgänger (das sind Personen, 
die an einer zumindest viermonatigen ge-
setzlich geregelten Ausbildung teilgenom-
men haben, sofern der Abgang von der 
Bildungseinrichtung nicht länger als zwölf 
Monate zurückliegt) 

• Jobwechsler (das sind Personen, die in 
den zwölf Monaten vor Eintritt in das Un-
ternehmen in Österreich erwerbstätig und 
somit pflichtversichert waren, zB geringfü-
gig Beschäftigte, Selbständige, Vollzeitan-
gestellte).  

 

Das Dienstverhältnis muss der Kommunalsteu-
erpflicht sowie dem österreichischen Arbeits- 
und Sozialrecht unterliegen. 

Um festzustellen, ob es sich um ein förderbares 
zusätzliches Arbeitsverhältnis handelt, wird 
der Beschäftigungsstand zu folgenden fünf fest-
gelegten Stichtagen herangezogen: 

• am Tag vor Entstehung des ersten för-
derungsfähigen Arbeitsverhältnisses sowie 

• das jeweilige Ende der vier Vorquar-
tale 

Der Höchstwert an bestehenden Arbeitsverhält-
nissen zu einem dieser fünf Stichtage wird als 
Referenzwert festgelegt. Der Beschäftigtenstand 
umfasst mit Ausnahme von Lehrlingen und ge-
ringfügig Beschäftigten alle im antragstellenden  

 

 

Unternehmen beschäftigte Arbeitnehmer und ist 
in Köpfen (= Anzahl der Personen) anzuführen. 
Die Förderung gelangt zur Auszahlung, sofern 
ein Zuwachs von zumindest einem Vollzeit-
äquivalent (entspricht 38,5 Wochenstunden) 
gegenüber dem Referenzwert nachgewiesen 
werden kann.  

Gefördert werden dabei für die Dauer von drei 
Jahren die anfallenden Lohnnebenkosten 
(Dienstgeberbeiträge zur Sozialversicherung, 
Beiträge zur Mitarbeitervorsorge, Dienstgeber-
beitrag zum Familienlastenausgleichsfonds, 
Zuschlag zum Dienstgeberbeitrag und Kommu-
nalsteuer) durch einen Zuschuss in Höhe von 
50 % der Lohnnebenkosten, der jährlich im 
Nachhinein ausbezahlt wird. Das zusätzlich 
geschaffene Beschäftigungsverhältnis muss 
mindestens vier Monate dauern. Der Zuschuss 
ist von der Einkommensteuer befreit. Bei einem 
Bruttojahresgehalt von € 35.000 betragen die 
Lohnnebenkosten rd € 10.650, der Zuschuss 
daher rd € 5.325 pa.   

Anträge können ab 1.7.2017 über den Austria 
Wirtschaftsservice, der Förderbank des 
Bundes, gestellt werden.  

Details und den Antrag finden Sie unter 
www.beschaeftigungsbonus.at. 

 

2. FERIENJOBS:  Was dürfen Kinder 
steuerfrei verdienen? 

 
Zu Beginn der Ferien wird alljährlich die Frage 
gestellt, wieviel Kinder in den Ferien verdienen 
dürfen, ohne dass deren Eltern Gefahr laufen, 
die Familienbeihilfe und den Kinderabsetzbe-
trag zu verlieren. Zur Beantwortung soll folgen-
de Übersicht Klarheit schaffen: 
• Kinder bis zur Vollendung des 19. Le-

bensjahres dürfen ganzjährig beliebig viel 
verdienen, ohne dass bei den Eltern die Fa-
milienbeihilfe und der Kinderabsetzbetrag ge-
fährdet sind.  

• Kinder über 19 Jahre müssen darauf ach-
ten, dass das nach dem laufenden Einkom-
mensteuertarif zu versteuernde Jahresein-
kommen (nach Abzug von Sozialversiche-
rungsbeiträgen, Werbungskosten, Sonder-
ausgaben und außergewöhnlichen Belastun-
gen) € 10.000 nicht überschreitet, um die 
Familienbeihilfe und den Kinderabsetzbetrag 
nicht zu verlieren. Dies gilt unabhängig da-
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von, ob das Einkommen in den Ferien oder 
außerhalb der Ferien erzielt wird.  
Das bedeutet, dass das Kind umgerechnet 
Gehaltseinkünfte von insgesamt bis zu brutto 
rd € 12.480 pro Jahr (Bruttogehalt ohne Son-
derzahlungen unter Berücksichtigung von SV-
Beiträgen bzw Werbungskosten- und Sonder-
ausgabenpauschale) bzw einschließlich der 
Sonderzahlungen brutto rd € 14.560 pro 
Jahr verdienen kann, ohne dass die Eltern 
um die Familienbeihilfe und den Kinderab-
setzbetrag bangen müssen. Sollte das zu 
versteuernde Einkommen des Kindes € 
10.000 überschreiten, wird die Familienbeihil-
fe nur um den übersteigenden Betrag ver-
mindert und ist zurückzuzahlen. 

 
Beispiel: Ein Student hat am 10.6.2017 das 19. 
Lebensjahr vollendet. Daher ist im Jahr 2017 
erstmals das Einkommen des Kindes relevant. 
Beträgt das steuerpflichtige Einkommen im Jahr 
2017 insgesamt zB € 10.700 wird die Familien-
beihilfe nur mehr um € 700 gekürzt. 
 
TIPP: Zu beachten ist, dass für die Beurteilung, 
ob Familienbeihilfe und Kinderabsetzbetrag 
zustehen, sämtliche der Einkommensteuer 
unterliegenden Einkünfte herangezogen wer-
den. Daher sind beispielsweise auch Vermie-
tungseinkünfte oder Sonstige Einkünfte zu berück-
sichtigen. Nur Lehrlingsentschädigungen, Wai-
senpensionen sowie einkommensteuerfreie 
Bezüge und endbesteuerte Einkünfte bleiben 
außer Ansatz. 
 
In diesem Zusammenhang möchten wir noch auf 
folgende Besonderheiten aufmerksam machen: 
• Ein zu versteuerndes Einkommen, das in 

Zeiträumen erzielt wird, für die kein An-
spruch auf Familienbeihilfe besteht (zB bei 
vorübergehender Einstellung der Familien-
beihilfe, weil die vorgesehene Studienzeit in 
einem Studienabschnitt abgelaufen ist), ist 
konsequenter Weise nicht in die Berechnung 
des Grenzbetrages einzubeziehen.  

• Nicht ungefährlich ist es, wenn die Eltern den 
zu hohen Verdienst ihres Kindes nicht 
pflichtgemäß dem Finanzamt melden. Wer 
eine solche Meldung unterlässt, riskiert zu-
sätzlich zur Rückforderung der Familienbeihil-
fe und des Kinderabsetzbetrages auch eine 
Finanzstrafe!  

 
 
 
 

Für den (Ferial)Praktikanten selbst ist Folgen-
des zu beachten: 

 
Bis zu einem monatlichen Bruttobezug von € 
425,70 (Wert 2017) fallen wegen geringfügiger 
Beschäftigung keine Dienstnehmer-
Sozialversicherungsbeiträge an. Liegt der Mo-
natsbezug über dieser Grenze, werden dem Kind 
die vollen SV-Beiträge abgezogen. Allerdings 
kann es bei niedrigen Einkünften bei der Veran-
lagung zu einer SV-Rückvergütung (auch als 
„Negativsteuer“ bezeichnet) kommen. Danach 
können 50% der SV-Beiträge bis max € 400 (€ 
500 mit Pendlerpauschale) vom Finanzamt ver-
gütet werden.  
 
Bei Ferialjobs in Form von Werkverträgen oder 
freien Dienstverträgen, bei denen vom Auf-
traggeber kein Lohnsteuerabzug vorgenommen 
wird, muss ab einem Jahreseinkommen (Brut-
toeinnahmen abzüglich der mit der Tätigkeit 
verbundenen Ausgaben) von € 11.000 für das 
betreffende Jahr eine Einkommensteuererklä-
rung abgegeben werden. Eine Ferialbeschäfti-
gung im Werkvertrag bzw freien Dienstvertrag 
unterliegt grundsätzlich auch der Umsatzsteuer 
(im Regelfall 20%). Umsatzsteuerpflicht besteht 
jedoch erst ab einem Jahresumsatz (= Bruttoein-
nahmen inklusive 20% Umsatzsteuer) von mehr 
als € 36.000 (bis dahin gilt die unechte Steuerbe-
freiung für Kleinunternehmer). Eine Umsatzsteu-
ererklärung muss bei Umsätzen über € 30.000 
netto abgegeben werden.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
 
 
 

      

  www.essl-stb.at                   3 /5 

 

3. Sonstige wichtige Erneuerungen 

 

3.1 Kinderbetreuungsgeld 

 
Für Geburten nach dem 28.2.2017 kommt es zu 
einer Änderung des Kinderbetreuungsgeldes mit 
noch mehr Flexibilität für die frisch gebackenen 
Eltern. Es besteht für Eltern die Möglichkeit, aus 
zwei Systemen des Kinderbetreuungsgeldes zu 
wählen: das Kinderbetreuungsgeld-Konto (Pau-
schalsystem) und das einkommensabhängiges 
Kinderbetreuungsgeld. 
Die Entscheidung für ein System ist bei der 
erstmaligen Antragstellung zu treffen, bindet 
auch den zweiten Elternteil und kann nur binnen 
14 Tagen gewechselt werden.  
 
Das pauschale Kinderbetreuungsgeld erhal-
ten Eltern unabhängig von einer vor der Geburt 
des Kindes ausgeübten Erwerbstätigkeit. Die 
Bezugsdauer kann zwischen 365 Tagen bis zu 
851 Tagen (28 Monaten) für einen Elternteil 
oder zwischen 456 Tagen (15 Monate) bis zu 
1.063 Tagen (35 Monate) ab der Geburt des 
Kindes bei Inanspruchnahme durch beide El-
ternteile beantragt werden. Bei der Variante mit 
365 Tagen beträgt das Kinderbetreuungsgeld € 
33,88 täglich, in der längsten Variante €14,53 
täglich. Bei annähernd gleicher Aufteilung zwi-
schen den Eltern gebührt ein Partnerschaftsbo-
nus als Einmalzahlung von insgesamt € 1.000. 
Jedem Elternteil sind 20% der Gesamtdauer 
unübertragbar vorbehalten, das sind in der kür-
zesten Variante 91 Tage, welche der Kinderbe-
treuung gewidmet werden. 
Ein Zuverdienst von bis zu € 16.200 jährlich 
bzw bis zu 60 % der Letzteinkünfte ist möglich. 
 
Das einkommensabhängige Kinderbetreu-
ungsgeld ist primär konzipiert für Eltern, die 
sich nur für kurze Zeit aus dem Berufsleben 
zurückziehen wollen und über ein höheres Ein-
kommen verfügen. Sie erhalten in dieser Zeit 
einen Einkommensersatz von 80% der Letztein-
künfte, max € 66 täglich (das sind rund € 2.000 
p.M.). Das einkommensabhängige Kinderbe-
treuungsgeld kommt  längstens für 365 Tage an 
einen Elternteil  oder für 426 Tage (14 Monate) 
an beide Eltern zur Auszahlung, wobei jedem 
Elternteil 61 Tage der Anspruchsdauer unüber-
tragbar vorbehalten sind. 
Die Zuverdienstgrenze im einkommensabhän-
gigen System beträgt € 6.800 (ab 2017) jährlich. 
 
  

Infos – und Variantendurchrechnungen unter:  
http://www.bmfj.gv.at/dam/bmfj/KBG-
Rechner/index.html#willkommen 
 

3.2 E-Mobilitätspaket  fördert ab 
1.3.2017 Elektrofahrzeuge 

 
Um den Umstieg auf die E-Mobilität zu fördern 
setzen Verkehrsministerium, Umweltministerium 
und Automobilimporteure finanzielle Anreize in 
einem Gesamtvolumen von € 72 Mio im Zeit-
raum 1.3.2017 bis 31.1.2018, womit der Ankauf 
ab 1.1.2017 von Elektrofahrzeugen und die Er-
richtung von Ladestationen gefördert werden . 
 

Fahrzeugtyp Privatperson Unternehmen 
Elektroantrieb *)          € 4.000 € 3.000 
Plug-In-Hybrid € 1.500 € 1.500 
E-Motorrad € 375  
E-Mopeds € 200  
E-Leichtfahrzeug  € 1.000 
E-Kleinbus, leichtes E-
Nutzfahrzeug 

 bis zu € 20.000 

*) der Bruttolistenpreis darf höchstens € 50.000 
betragen 
 
Die Errichtung von öffentlich zugänglichen 
Schnelladestationen wird mit bis zu € 10.000 
gefördert. Im privaten Bereich wird der Kauf 
einer „Wallbox“-Ladestation oder eines intelli-
genten Ladekabels mit € 200 unterstützt. 
 
Weitere Infos siehe unter: 
www.umweltfoerderung.at  
 

3.3 Deregulierungsgesetz – verein-
fachte GmbH-Gründung 

 
Im Zuge des jüngst im Nationalrat beschlosse-
nen Deregulierungsgesetzes 2017 wurden fol-
gende – für die Praxis wichtige – Neuregelungen 
eingeführt: 
 
Vereinfachte GmbH-Gründung ab 1.7.2017:  
� Es gibt weiterhin die gründungsprivilegierte 

Stammeinlage iHv € 10.000, worauf lediglich 
€ 5.000 bar einzuzahlen sind. 

� Eine GmbH kann dann nach vereinfachten 
Regeln gegründet werden, wenn sie über ei-
nen Alleingesellschafter verfügt, der auch der 
einzige Geschäftsführer werden soll. 

� Die Errichtungserklärung einer vereinfacht zu 
gründenden GmbH darf nur einen Mindestin-
halt aufweisen. Der Ersatz der Gründungs-
kosten darf nur bis zu einem Höchstbetrag 
iHv € 500 vereinbart werden. 
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� Die vereinfachte Gründung bedarf keines 
Notariatsakts. Die Identität des Gesellschaf-
ters muss im Zuge der Gründung  in elektro-
nischer Form zweifelsfrei festgestellt werden.  

� Die Anmeldung der Eintragung der Gesell-
schaft im Firmenbuch bedarf keiner beglau-
bigten Form, sondern sie hat in geeigneter 
elektronischer Form stattzufinden. 

� Das BMJ wird in einer Verordnung den 
genauen Inhalt der Errichtungserklärung so-
wie den Inhalt der Anmeldung zum Firmen-
buch und die damit im Zusammenhang ste-
henden technischen Details regeln. 

� Ein Kreditinstitut  hat anlässlich der Einzah-
lung der in bar zu leistenden Stammeinlage 
die Identität des Geschäftsführers und Ge-
sellschafters festzustellen und zu überprüfen.  
Die Musterzeichnung des Geschäftsführers 
hat ebenfalls vor dem Kreditinstitut zu erfol-
gen. In der Folge hat das Kreditinstitut die 
Bankbestätigung, eine Kopie des Lichtbild-
ausweises sowie der Musterzeichnung auf 
elektronischem Weg dem Firmenbuch zu 
übermitteln. 
 

Bareinzahlung auf Treuhandkonto beim 
Notar: Ab dem 1.7.2017 ist auch im Zuge einer 
normalen GmbH-Gründung die Einzahlung der 
bar einzuzahlenden Stammeinlage auf ein Treu-
handkonto des beurkundenden Notars möglich. 
Der Notar hat den Geldbetrag nach Eintragung 
der Gesellschaft an diese weiterzuleiten.  
Honorarermäßigung von Notaren beim 
GmbH-Gründung: Ein Notar kann auch ab 
1.7.2017 an einer vereinfachten Gründung mit-
wirken. In diesem Fall bemisst sich das Entgelt 
für die Beurkundung durch den Notar an einem 
Wert des Gegenstands iHv € 500. Daher wird in 
diesem Fall das Honorar des Notars erheblich 
reduziert.  
Gebührenbefreiung: Eine weitere Neuerung, 
die auch mit 1.7.2017 in Kraft tritt, betrifft die 
Gebührenbefreiung für Eintragungen im Zu-
sammenhang mit der Neugründung eines Be-
triebs nach dem NeuFöG. Künftig kann das 
Formular nach § 4 Abs 1 und 3 NeuFöG inner-
halb von 14 Tagen nach dem Antrag auf Eintra-
gung beim zuständigen Gericht nachgereicht 
werden. 
 
Entfall der Auflagepflicht von Arbeitnehmer-
schutzvorschriften: Die derzeit noch geltende 
Verpflichtung, alle Gesetze und Verordnungen 
zum Arbeitnehmerschutz im Betrieb aufzulegen 
oder elektronisch zur Verfügung zu stellen, ent-
fällt ab 1.7.2017. Demnach werden unter ande-
rem § 24 ArbeitszeitG, § 23 ArbeitsruheG, § 9 

Krankenanstalten-ArbeitszeitG, § 17 Mutter-
schutzG und § 60 GleichbehandlungsG ersatz-
los aufgehoben. 
 
 

3.4 Vorsteuerabzug bei Elektroautos 

Aus ökologischen Erwägungen ist seit 1.1.2016 
bei Personenkraftwagen oder Kombinations-
kraftwagen mit einem CO2-Emissionswert von 
0 g/km (insbesondere sogenannte Elektrofahr-
zeuge, aber auch wasserstoffbetriebene Fahr-
zeuge) ein Vorsteuerabzug unter den allgemei-
nen Voraussetzungen möglich. Die Luxustan-
gente bleibt jedoch unberührt. Soweit daher die 
betreffenden Kfz-Aufwendungen ertragsteuerlich 
nicht abzugsfähig sind, unterliegt der nicht ab-
zugsfähige Teil der Eigenverbrauchsbesteue-
rung: 
 

PKW-
Anschaffungskosten 

brutto 

Vorsteuerabzug Eigenverbrauch 

bis € 40.000 100% keiner 
€ 40.000 bis  
€ 80.000 

100% nicht abzugsfä-
higer Teil 

mehr als € 80.000 0% keiner 
 
Beachten Sie, dass es sich bei der Luxustan-
gente bei PKWs vom € 40.000 um einen Brutto-
betrag handelt. 
 
Beispiel: 
Elektroauto (Tesla) wird 2016 gekauft. Die An-
schaffungskosten betragen € 44.000 brutto. Für 
die Anschaffung wurde ein (unechter) Zuschuss 
von € 5.000 gewährt.. 
 
Der Unternehmer kann den vollen Vorsteuerab-
zug geltend machen, muss jedoch den Betrag 
von € 4.000 der Eigenverbrauchsbesteuerung 
unterziehen. Die Eigenverbrauchsbesteuerung 
hat im Jahr der Anschaffung zu erfolgen. Der 
Zuschuss hat keinen Einfluss auf die Behand-
lung, auch wenn für den Zuschuss die Umsatz-
steuer geschuldet wird. 
 

3.5 Die Umsetzung der Business-
Register-Information-System-
Richtlinie der EU 

Die Umsetzung dieser Richtlinie der EU soll 
einerseits den grenzüberschreitenden Zugang 
zu Unternehmensinformationen über das Euro-
päische Justizportal erleichtern und andererseits 
in bestimmten Fällen – wie zB bei einer grenz-
überschreitenden Verschmelzung – eine auto-
matisierte Kommunikation zwischen den natio-
nalen Registerbehörden der Mitgliedstaaten  
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über eine zentrale „Europäische Plattform“ er-
möglichen. Die Änderungen des Firmenbuch-
gesetzes sind mit 1.6.2017 in Kraft getreten: 
• Die Gewerbebehörde ist nunmehr bei den 

im Firmenbuch eingetragenen Rechtsträgern 
verpflichtet, das Erlöschen der einzigen oder 
letzten Gewerbeberechtigung dem Fir-
menbuchgericht mitzuteilen. Dies hat 
durch eine Verknüpfung der Daten des Ge-
werbeinformationssystems Austria (GISA) 
mit dem Firmenbuch zu erfolgen. 

• Die Benachrichtigungspflichten des Fir-
menbuchs an die Sozialversicherungsan-
stalt der gewerblichen Wirtschaft wurde auf 
die für die Sozialversicherung relevanten 
Daten beschränkt. 

• Im Firmenbuchauszug ist die OeNB-
Identnummer, die von der Österreichischen 
Nationalbank (OeNB) vergeben wird wieder-
zugeben. 

• Basisinformationen (Name, Rechtsform, 
Sitz, Registerstaat und Eintragungsnummer) 
über eingetragene Kapitalgesellschaften 
werden nunmehr kostenlos zugänglich ge-
macht. 

• Es wurde die Möglichkeit geschaffen, Eintra-
gungen im Firmenbuch über das Europäi-
sche Justizportal zugänglich zu machen. 
Derzeit werden nach den Vorgaben der EU 
nur die Daten von Kapitalgesellschaften über 
das Europäische Justizportal ausgetauscht. 
Der Gesetzgeber hat es aber durch eine 
Verordnungsermächtigung ermöglicht, dass 
das BMJ diesen Informationsaustausch bei 
Bedarf und Zulässigkeit durch Verordnung 
auf andere Rechtsträger ausweiten kann. Für 
diesen Informationsaustausch wird den im 
Firmenbuch eingetragenen Rechtsträgern 
automationsunterstützt eine einheitlich Euro-
päische Kennung zugeordnet werden. 

• Die Vermögenslosigkeit einer Kapitalge-
sellschaft wird nunmehr dann angenommen, 
wenn die Jahresabschlüsse von zwei auf-
einanderfolgenden Geschäftsjahren nicht 
eingereicht wurden sowie weitere 6 Monate 
abgelaufen sind. 

 
 
 
 
 
 
 
 

3.6 VwGH zur 1.000 m²-Grenze bei 
der Hauptwohnsitzbefreiung 

Nach der Verwaltungspraxis erfasst die Haupt-
wohnsitzbefreiung bei der Immobilienertragsteu-
er neben dem Gebäude lediglich Grund und 
Boden im maximalen Ausmaß von 1.000 m². 
Das BFG hat in einem konkreten Fall davon 
abweichend die Ansicht vertreten, dass Grund-
stücke jeglicher Größe von der Hauptwohnsitz-
befreiung umfasst sind. Aufgrund einer Amtsre-
vision des Finanzamts hat nun der VwGH ent-
schieden, dass von der Hauptwohnsitzbefreiung 
lediglich das Gebäude, jene Grundfläche auf der 
das Gebäude steht sowie jene Fläche, welche 
nach der Verkehrsauffassung mit dem Gebäude 
eine Einheit bildet, erfasst sei. Die Grundfläche, 
die über einen üblichen Bauplatz hinausgehe, 
sei nicht von der Hauptwohnsitzbefreiung er-
fasst. Anhand dieser Entscheidung ist wohl da-
von auszugehen, dass die bisherige Verwal-
tungspraxis, maximal 1.000 m² des Grundstücks 
der Hauptwohnsitzbefreiung zuzuordnen, weiter 
Geltung haben wird. 
 


